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Sachgebiet 941 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Leicht, Schmitt (Lockweiler), 
Draeger, von Thadden und Genossen 


betr. Bau eines Mosel-, Saar-, Pfalz-, Rheinkanals 


Die Bundesregierung hat am 11. Februar 1969 im Hinblick auf 
die Forderung des Saarlandes und Rheinland-Pfalz nach einem 
Wasserstraßenanschluß folgenden Beschluß gefaßt: 

„1. Ein Wasserstraßenanschluß für das Saarland wird gebaut. 

2. Als erstes Teilstück für diesen Wasserstraßenanschluß wird 
die Kanalisierung der Saar von Saarbrücken bis Dillingen 
alsbald in Angriff genommen. 

3. Die Entscheidung darüber, ob der Wasserstraßenanschluß 
von Saarbrücken durch den Bau eines Saar-Pfalz-Kanals 
oder von Dillingen durch weitere Kanalisierung der Saar 
bis zur Mosel vollendet wird, wird abhängig gemacht von 
der Prüfung 

— der sich für eine regionalpolitische Zusammenarbeit 
mit Frankreich und Luxemburg ergebenden Möglich- 
keiten, 

— der für die künftige Entwicklung des Landesteils Pfalz 
zu erwartenden Auswirkungen." 


Dieser Entscheidung des Bundeskabinetts haben alle Fraktionen 
des Deutschen Bundestages zugestimmt. 


Mit dem Bundeswasserstraßenanschluß wurde im September 
1969 begonnen. Bei der Feier des ersten Spatenstiches am 
3. September 1969 hat die Bundesregierung durch den Herrn 
Bundesminister für Verkehr im Beisein der Herren Bundes- 
minister Schmücker und Wehner erklärt: »Damit ist der Streit 
um das „Ob" zu Ende. Es geht also künftig nicht mehr um die 
Frage „ob ein Wasserstraßenanschluß gebaut wird", sondern 
allein um die Frage, „wie vollendet wird, was heute hier be- 
gonnen wird".' 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Hält die Bundesregierung an dem oben angeführten Be- 
schluß des Bundeskabinetts vom 11. Februar 1969 fest? 

2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesver- 
kehrsministers, nach der nicht mehr die Frage „ob ein Was- 
serstraßenanschluß gebaut wird", sondern allein die Frage, 
„wie vollendet wird, was heute hier (in Saarbrücken/St. Ar- 
nual am 3. September 1969) begonnen wird", zu entscheiden 
ist? 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundeswirt- 
schaftsministers, nach der das Strukturprogramm Saar eine 
geeignete und ausreichende Kosten-Nutzen-Analyse dar- 
stellt (240. Sitzung des Deutschen Bundestages am 18. Juni 
1969)? 

4. Ist der Saar durchstich nach Auffassung der Bundesregierung 
in Vollzung der Ziffer 2 des Beschlusses der Bundesregie- 
rung vom 11. Februar 1969 ein Teil des beschlossenen und 
auch bereits begonnenen Wasserstraßenanschlusses für das 
Saarland? 

5. Wenn davon als selbstverständlich auszugehen ist, was hat 
dann die Bundesregierung dazu veranlaßt, die Bau- und 
Planungskosten für den Bau des Saar-Pfalz-Rhein-Kanals 
statt im Einzelplan 12 im Einzelplan 60 auszubringen? 

6. Aus welchen Gründen hält die Bundesregierung die bereits 
vorliegenden Berechnungen über die Wirtschaftlichkeit des 
Kanals (Kosten-Nutzen-Rechnung) für ergänzungsbedürftig? 

7. Hat die Bundesregierung die Prüfung der Auswirkungen 
eines Kanals für die künftige Entwicklung des Landes Rhein- 
land-Pfalz insbesondere des Landesteils Pfalz bereits abge- 
schlossen? 
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